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► Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 
bzw. Personen, die Vollstreckungsbeamten 
gleichstehen (§§ 113, 114 StGB)

► Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung 
(§ 177 StGB)

► Mord (§ 211 StGB)

► Totschlag (§ 212 StGB)

► Fahrlässige Tötung (§ 222 StGB)

► Körperverletzung in gravierenden Fällen 
(§ 223 StGB)

► Gefährliche Körperverletzung, Schwere 
Körperverletzung (§§ 224, 227 StGB)

► Erpresserischer Menschenraub 
(§ 239a StGB)

► Raubdelikte, räuberische Erpressung 
(§§ 249-252, 255 StGB)

► Gefährlicher Eingriff  in den Bahn-, 
Schiff s- und Luftverkehr (§ 315 StGB)

► Angriff  auf den Luft- und Seeverkehr 
(§ 316c StGB)

► Landfriedensbruch, besonders schwerer Fall 
des Landfriedensbruchs (§§ 125, 125a StGB)

► Körperverletzung (§ 223 StGB)

► Misshandlung von Schutzbefohlenen 
(§ 225 StGB)

► Menschenraub, Verschleppung, Entziehung 
Minderjähriger, Kinderhandel 
(§§ 234-236 StGB)

► Nachstellung (§ 238 StGB)

► Freiheitsberaubung (§ 239 StGB)

► Nötigung (§ 240 StGB)

► Bedrohung (§ 241 StGB)

► Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz 
(§§ 29-30 BtMG)

► Straftaten nach dem Waff engesetz 
(§§ 51-52a Waff G)

► Straftaten nach dem Sprengstoff gesetz 
(§§ 40, 42 SprengG)

Welche Straftaten können 
zugrunde liegen?

Welche Straftaten können 
zugrunde liegen?

Eine erhebliche Straftat gemäß § 11 Abs. 3 
Nr. 6 FeV liegt insbesondere vor bei:

Straftaten gemäß § 11 Abs. 3 Nr. 7 FeV liegen 
insbesondere vor bei:



Die Meldepfl icht bei Zweifeln an der Kraftfahreig-
nung ergibt sich aus § 2 Abs. 12 StVG.

Die Polizei hat Informationen über Tatsachen, die 
auf nicht nur vorübergehende Mängel hinsicht-
lich der Eignung oder auf Mängel hinsichtlich der 
 Befähigung einer Person zum Führen von Kraft-
fahrzeugen schließen lassen, den Fahrerlaub-
nisbehörden zu übermitteln, soweit dies für die 
Überprüfung der Eignung oder Befähigung aus der 
Sicht der übermittelnden Stelle erforderlich ist.

Der Gesetzestext lässt keinen Ermessensspielraum 
für die Meldung an die Fahrerlaubnisbehörde zu. 
Die Polizei hat die Pfl icht zur Mitteilung über  Zweifel 
an der Fahreignung.

Meldungen an die Fahrerlaubnisbehörden gehen 
bislang in der Regel zu Delikten ein, die entweder in 
Zusammenhang mit dem Führen eines Fahrzeuges 
begangen wurden oder bei dem Vorliegen von 
Anhaltspunkten auf Alkohol- oder Betäubungsmit-
telmissbrauch. Aber auch bei Delikten, die nicht in 
Zusammenhang mit dem Straßenverkehr stehen, 
ist eine Mitteilung an die Fahrerlaubnisbehörde 
verpfl ichtend.

Wann besteht eine Meldepfl icht?

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat in den 
Begutachtungsleitlinien für die Kraftfahreignung 
folgendes festgeschrieben:

»Wer aufgrund des rücksichtslosen Durchsetzens 
eigener Interessen, aufgrund seines großen Ag-
gressionspotentials oder seiner nicht beherrschten 
Aff ekte und unkontrollierten Impulse in schwerwie-
gender Weise die Rechte anderer verletzt, lässt 
nicht erwarten, dass er im motorisierten Straßen-
verkehr die Rechte anderer Verkehrsteilnehmer 
– zumindest in den sehr häufi g auftretenden Kon-
fl iktsituationen – respektieren wird. Solange ein 
solches Fehlverhalten besteht, ist auch mit sicher-
heitswidrigen Auff älligkeiten im Straßenverkehr zu 
rechnen.« 

Die Rechtsgrundlage für die Mitteilung von Tatsa-
chen an die Fahrerlaubnisbehörde ergibt sich aus 
der Verordnung über die Zulassung von Personen 
zum Straßenverkehr (Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV).

§ 11 FeV beschäftigt sich mit der Eignung und 
mit dem Umgang mit Eignungszweifeln von Fahr-
erlaubnisbewerbern und Fahrerlaubnisinhabern. 

§ 11 Absatz 3 der Rechtsvorschrift zeigt die 
Voraussetzungen zur Beibringung eines medi-
zinisch-psychologischen Gutachtens auf. Die 
Beibringung eines Gutachtens einer amtlich an-
erkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung 
(medizinisch-psychologisches Gutachten) kann 
zur Klärung von Eignungszweifeln für die Zwecke 
nach Absatz 1 und 2 angeordnet werden

► bei einer erheblichen Straftat, die im Zusam-
menhang mit der Kraftfahreignung steht, ins-
besondere wenn Anhaltspunkte für ein hohes 
Aggressionspotenzial bestehen oder die er-
hebliche Straftat unter Nutzung eines Fahr-
zeugs begangen wurde (§ 11 Abs. 3 Nr. 6 FeV)

► bei Straftaten, die im Zusammenhang mit der 
Kraftfahreignung stehen, insbesondere wenn 
Anhaltspunkte für ein hohes Aggressions-
potenzial bestehen (§ 11 Abs. 3 Nr. 7 FeV)

Was ist die Rechtsgrundlage?

Anforderungen der Fahrerlaubnisbehörde an 
die polizeiliche Meldung:

► vollständige Grunddaten im Vordruck

► ausführliche Beschreibung des Anlasses 
(wenn möglich Kopie des Anzeigentextes)

► Angaben des Betroff enen (z. B. Konsummu-
ster, Reaktion auf Vorhaltungen – losgelöst 
vom Delikt)

► Auff ührung weiterer Erkenntnisse (z. B. wei-
tere Vorfälle, Hintergründe)

► Eindrucksvermerk und subjektive Einschät-
zung der Polizeibeamten

Nach Eingang der Meldung bei der Fahrerlaub-
nisbehörde erfolgt dort die weitere Bearbeitung. 
Aufgrund der noch erforderlichen, umfang-
reichen Ermittlungen wie z. B. Anforderung und 
Auswertung der Strafakte kann dieser Prozess 
mehrere Monate dauern.

Welche Maßnahmen triff t die 
Fahrerlaubnisbehörde?


